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Feststellung der Gründe gemäß § 16 Gemeindeordnung (GemO) für das Ausscheiden von 
Gemeinderätin Heidrun Rabus 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat stellt fest, dass bei der Gemeinderätin Frau Heidrun Rabus gemäß §§ 16, 31 Gemein-
deordnung (GemO) ein wichtiger Grund für das Ausscheiden aus dem Gemeinderat gegeben ist und 
stellt ihr Ausscheiden mit Wirkung zum 19.07.2023 fest. 
 
 
 

Finanzielle Auswirkung: 

 Ja  Nein       

Im Haushaltsplan bereitgestellte Mittel: 

      

Überschreitung: 

 Ja  Nein 

Investitionsauftrag / Kostenstelle: 

      

Finanzierungsvorschlag: 

      

Geschätzter jährlicher Aufwand: 

 Ja  Nein       

 

 Abschreibungen       € 

 Personal- / Sachaufwand       € 

 
 
 
Sachvortrag und Begründung: 
Gemeinderätin Frau Heidrun Rabus hat in einem Schreiben gegenüber der Verwaltungsleitung erklärt, 
ihr Gemeinderatsmandat aus Altersgründen niederzulegen. § 16 Abs. 1 der Gemeindeordnung für Ba-
den-Württemberg (GemO) legt fest, aus welchen Gründen ein Gemeinderat sein Ausscheiden verlan-
gen kann. Ob dieser wichtige Grund vorliegt, entscheidet der Gemeinderat (§ 16 Abs. 2 GemO). Gemäß 
§ 31 GemO ist es erforderlich, dass der Gemeinderat die Voraussetzungen für das Ausscheiden eines 
seiner Mitglieder förmlich feststellt.  
 
Gemeinderätin Frau Heidrun Rabus erfüllt das Kriterium des § 16 Abs. 1 Nr. 3 und 6 GemO. 
 
Im Rahmen der Verabschiedung von Gemeinderätin Frau Heidrun Rabus erfolgt gemäß der entspre-
chenden Beschlussfassung durch das Gremium die Verleihung der Bürgermedaille an Frau Heidrun 
Rabus. 
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§ 16 der Gemeindeordnung Baden-Württemberg 
 

Ablehnung ehrenamtlicher Tätigkeit 
 
(1) Der Bürger kann eine ehrenamtliche Tätigkeit aus wichtigen Gründen ablehnen oder sein Aus-
scheiden verlangen. Als wichtiger Grund gilt insbesondere, wenn der Bürger 
1. ein geistliches Amt verwaltet, 
2. ein öffentliches Amt verwaltet und die oberste Dienstbehörde feststellt, dass die ehrenamtliche Tä-
tigkeit mit seinen Dienstpflichten nicht vereinbar ist, 
3. zehn Jahre lang dem Gemeinderat oder Ortschaftsrat angehört oder ein öffentliches Ehrenamt ver-
waltet hat, 
4. häufig oder langdauernd von der Gemeinde beruflich abwesend ist, 
5. anhaltend krank ist, 
6. mehr als 62 Jahre alt ist oder 
7. durch die Ausübung der ehrenamtlichen Tätigkeit in der Fürsorge für die Familie erheblich behindert 
wird. 
 
Ferner kann ein Bürger sein Ausscheiden aus dem Gemeinderat oder Ortschaftsrat verlangen, wenn 
er aus der Partei oder Wählervereinigung ausscheidet, auf deren Wahlvorschlag er in den Gemeinde-
rat oder Ortschaftsrat gewählt wurde. 
 
(2) Ob ein wichtiger Grund vorliegt, entscheidet bei Gemeinderäten der Gemeinderat, bei Ortschafts-
räten der Ortschaftsrat. 
 
(3) Der Gemeinderat kann einem Bürger, der ohne wichtigen Grund eine ehrenamtliche Tätigkeit ab-
lehnt oder aufgibt, ein Ordnungsgeld bis zu 1 000 Euro auferlegen. Das Ordnungsgeld wird nach den 
Vorschriften des Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes beigetrieben. Diese Bestimmung findet 
keine Anwendung auf ehrenamtliche Bürgermeister und ehrenamtliche Ortsvorsteher. 
 
 

§ 31 der Gemeindeordnung Baden-Württemberg 
 

Ausscheiden, Nachrücken, Ergänzungswahl 
 
(1) Aus dem Gemeinderat scheiden die Mitglieder aus, die die Wählbarkeit (§ 28) verlieren. Das glei-
che gilt für Mitglieder, bei denen ein Hinderungsgrund (§ 29) im Laufe der Amtszeit entsteht; § 29 Abs. 
2 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend. Die Bestimmungen über das Ausscheiden aus einem wichtigen 
Grunde bleiben unberührt. Der Gemeinderat stellt fest, ob eine dieser Voraussetzungen gegeben ist. 
Für Beschlüsse, die unter Mitwirkung von Personen nach Satz 1 oder nach § 29 zustande gekommen 
sind, gilt § 18 Abs. 6 entsprechend. Ergibt sich nachträglich, dass eine in den Gemeinderat gewählte 
Person im Zeitpunkt der Wahl nicht wählbar war, ist dies vom Gemeinderat festzustellen. 
 
(2) Tritt eine gewählte Person nicht in den Gemeinderat ein, scheidet sie im Laufe der Amtszeit aus 
oder wird festgestellt, dass sie nicht wählbar war, rückt die als nächste Ersatzperson festgestellte Per-
son nach. Satz 1 gilt entsprechend, wenn eine gewählte Person, der ein Sitz nach § 26 Abs. 2 Satz 4 
des Kommunalwahlgesetzes zugeteilt worden war, als Ersatzperson nach Satz 1 nachrückt. 
 
(3) Ist die Zahl der Gemeinderäte dadurch, dass nichteintretende oder ausgeschiedene Gemeinderäte 
nicht durch Nachrücken ersetzt oder bei einer Wahl Sitze nicht besetzt werden konnten, auf weniger 
als zwei Drittel der gesetzlichen Mitgliederzahl herabgesunken, ist eine Ergänzungswahl für den Rest 
der Amtszeit nach den für die Hauptwahl geltenden Vorschriften durchzuführen.  
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